
 
 
 

Satzung 
 

der 
 

bmp Holding AG 
 
 
 
I. 

Allgemeine Vorschriften 
 
 

§ 1 Firma, Sitz 
 
1. Die Gesellschaft führt die Firma 

 
bmp Holding AG. 

 
2. Sie hat ihren Sitz in Berlin. 
 
 
§ 2 Gegenstand des Unternehmens 
 
1. Gegenstand des Unternehmens ist 
 

a) die Entwicklung und die Produktion von Wirtschaftsgütern sowie der Handel mit 
solchen insbesondere im Konsumgüterbereich, einschließlich über Tochterun-
ternehmen, verbundene Unternehmen und Beteiligungen sowie 

 
b) das Erbringen von Beratungsleistungen für Unternehmen, insbesondere Dienst-

leistungen im Bereich der Unternehmensberatung, soweit sie keiner gesetzli-
chen Erlaubnis bedürfen. 

 
2. Die Gesellschaft wird Tochterunternehmen, verbundene Unternehmen und Beteili-

gungen langfristig fördern und eine gemeinsame Geschäftsstrategie verfolgen. Die 
Gesellschaft wird keine Beteiligungen an anderen Gesellschaften mit dem Ziel einge-
hen, durch deren Veräußerung eine Rendite zu erwirtschaften. 

 

3. Die Gesellschaft ist berechtigt, alle Geschäfte vorzunehmen und alle Maßnahmen zu 
ergreifen, die mit dem Gegenstand des Unternehmens zusammenhängen oder ihm 
unmittelbar oder mittelbar förderlich erscheinen. Sie kann dazu im In- und Ausland 
Zweigniederlassungen errichten, andere Unternehmen gründen, erwerben, einglie-
dern oder sich an solchen Unternehmen beteiligen, Unternehmensverträge abschlie-
ßen und Interessengemeinschaften eingehen. 

 
 
§ 3 Geschäftsjahr 
 
Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
 
 
§ 4 Bekanntmachungen 
 
Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im Bundesanzeiger. 
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II. 
Grundkapital und Aktien 

 
 

§ 5 Grundkapital 
 
1. Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt 20.701.174,00 €. 

 
2. Es ist eingeteilt in 20.701.174 Stückaktien. 

 

3. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 26. Juni 2019 
das Grundkapital der Gesellschaft einmalig oder mehrfach um insgesamt bis zu 
10.350.587,00 € durch Ausgabe neuer auf den Inhaber lautender Stückaktien gegen 
Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2014/I).   
 
Bei Kapitalerhöhungen ist den Aktionären grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräu-
men. Hierzu können die Aktien bei Barkapitalerhöhungen auch von Kreditinstituten 
oder Unternehmen im Sinne des § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG mit der Verpflichtung 
übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten (mittelbares Be-
zugsrecht). 
 
Bei der Ausgabe von Aktien aus dem Genehmigten Kapital 2014/I kann durch den 
Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre jedoch 
ausgeschlossen werden:  
 
a) wenn eine Kapitalerhöhung gegen Sacheinlage zum Erwerb von Unternehmen, 

Unternehmensteilen oder von Beteiligungen an Unternehmen bzw. zur Durch-
führung von Unternehmenszusammenschlüssen oder zum Erwerb sonstiger 
Vermögensgegenstände gegen Ausgabe von Aktien erfolgt;  
 

b) wenn gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG der Ausgabebetrag der neuen Aktien 
den Börsenpreis der bereits an der Börse gehandelten Aktien der Gesellschaft 
zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Ausgabebetrages nicht wesent-
lich unterschreitet und der anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf die (ge-
gen Bareinlagen unter Ausschluss des Bezugsrechts) ausgegebenen Aktien 
entfällt, insgesamt 10% des Grundkapitals der Gesellschaft nicht überschreitet. 
Maßgeblich für die Grenze von 10% ist das im Zeitpunkt des Wirksamwerdens 
der Beschlussfassung der Hauptversammlung über diese Ermächtigung 
der - falls dieser Wert geringer ist - das im Zeitpunkt der Ausnutzung der vorlie-
genden Ermächtigung bestehende Grundkapital. Auf diese Begrenzung ist der 
anteilige Betrag des Grundkapitals anzurechnen, der auf Aktien entfällt, die 
während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zum Zeitpunkt ihrer Ausnutzung 
auf Grund einer anderen entsprechenden Ermächtigung unter Ausschluss des 
Bezugsrechts in unmittelbarer oder entsprechender Anwendung des § 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert wurden, soweit eine derartige 
Anrechnung gesetzlich geboten ist;  
 

c) soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubigern von Options- oder 
Wandlungsrechten oder -pflichten aus von der Gesellschaft begebenen Opti-
ons- oder Wandelschuldverschreibungen ein Bezugsrecht in dem Umfang zu 
gewähren, wie es ihnen nach Ausübung des Options- oder Wandlungsrechts 
oder Erfüllung der Options- oder Wandlungspflichten zustehen würde;  
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d) für die Ausgabe von Aktien an strategische Partner  
 
oder 
 

e) um etwaige Spitzenbeträge, die sich auf Grund des jeweiligen Bezugsverhält-
nisses ergeben, vom Bezugsrecht auszunehmen.  

 
Sofern der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats nichts Abweichendes festsetzt, 
nehmen die neuen Aktien vom Beginn des Geschäftsjahres an, für das im Zeitpunkt der 
Ausgabe der Aktien noch kein Beschluss der Hauptversammlung über die Gewinnver-
wendung gefasst wurde, am Gewinn teil.  
 
Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den weiteren Inhalt 
der Aktienrechte und die Bedingungen der Aktienausgabe festzulegen. 

 

4. Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu 8.280.470,00 € durch Ausgabe von bis zu 
8.280.470 auf den Inhaber lautenden nennbetragslose Stammaktien mit Stimmrecht 
(Stückaktien) bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2014/I). Die bedingte Kapitalerhöhung 
dient ausschließlich der Gewährung von Aktien an die Inhaber von Options- bzw. Wand-
lungsschuldverschreibungen, die gemäß der Ermächtigung der Hauptversammlung vom 
27. Juni 2014 von der Gesellschaft begeben werden. Die bedingte Kapitalerhöhung dient 
nach Maßgabe der Wandelanleihebedingungen auch der Ausgabe von Aktien an Inhaber 
von Wandelschuldverschreibungen, die mit Wandlungspflichten ausgestattet sind. Die 
bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie die Inhaber der Wandel- 
und/oder Optionsschuldverschreibungen von ihren Wandlungs- bzw. Optionsrechten Ge-
brauch machen oder die zur Wandlung verpflichteten Inhaber der Wandelschuldver-
schreibungen ihre Pflicht zur Wandlung erfüllen und soweit nicht eigene Aktien zur Bedie-
nung dieser Rechte zur Verfügung gestellt werden. Die neuen Aktien nehmen vom Be-
ginn des Geschäftsjahres an, in dem sie durch Ausübung von Options- bzw. Wandlungs-
rechten oder durch Erfüllung von Wandlungspflichten entstehen, am Gewinn teil. Der 
Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der 
Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen. 
 

5. Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu 2.070.117,00 €, eingeteilt in bis zu 
2.070.117 auf den Inhaber lautende Aktien ohne Nennbetrag (Stückaktien) mit einem auf 
die einzelne Aktie entfallenden anteiligen Betrag am Grundkapital in Höhe von 1,00 €, 
bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2015/I). Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit 
durchgeführt, wie die Inhaber von Bezugsrechten, die aufgrund der Ermächtigung der 
Hauptversammlung vom 17. Juni 2015 ausgegeben werden, von ihrem Recht zur Aus-
übung Gebrauch machen und die Gesellschaft nicht in Erfüllung der Bezugsrechte eigene 
Aktien gewährt. Die neuen Aktien sind vom Beginn des Geschäftsjahres an, für das zum 
Zeitpunkt der Ausübung der Bezugsrechte noch kein Beschluss über die Verwendung des 
Bilanzgewinnes gefasst worden ist, am Gewinn der Gesellschaft beteiligt. 

 
 
§ 6  Aktien 
 
1. Die Aktien lauten auf den Inhaber. 
 
2. Die Form der Aktienurkunden sowie der Gewinnanteils- und Erneuerungsscheine be-

stimmt der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrates. 
 
3. Der Anspruch auf Einzelverbriefung ist ausgeschlossen. Der Vorstand kann die Ak-

tien der jeweiligen Anteilseigner in einer Sammelurkunde verbriefen.  
 
4. Bei einer Kapitalerhöhung kann die Gewinnberechtigung der neuen Aktien abwei-

chend von § 60 Abs. 2 AktG geregelt werden. 
 
 



4 

  

 
III. 

Vorstand 
 
 

§ 7 Zusammensetzung und Bestellung des Vorstandes 
 
1. Der Vorstand besteht aus einem oder mehreren Mitgliedern. 
 
2.  Die Bestellung und der Widerruf der Bestellung von Vorstandsmitgliedern erfolgt 

durch den Aufsichtsrat, der auch deren Zahl bestimmt. Der Aufsichtsrat kann einen 
Vorsitzenden des Vorstandes sowie einen stellvertretenden Vorsitzenden des Vor-
standes ernennen. 

 
 
§ 8  Geschäftsführung, Innere Ordnung.  
 
1. Der Vorstand führt die Geschäfte nach Maßgabe der Gesetze, dieser Satzung und 

seiner Geschäftsordnung, deren Erlaß der Zustimmung des Aufsichtsrates bedarf. 
 
2. Der Aufsichtsrat kann in der Geschäftsordnung für den Vorstand oder durch Beschluß 

anordnen, daß bestimmte Arten von Geschäften seiner Zustimmung bedürfen. 
 
 
§ 9  Vertretung der Gesellschaft 
 
1. Ist nur ein Vorstandsmitglied bestellt, so vertritt dieses die Gesellschaft allein. Sind 

mehrere Vorstandsmitglieder bestellt, wird die Gesellschaft durch zwei Vorstandsmit-
glieder oder durch ein Vorstandsmitglied in Gemeinschaft mit einem Prokuristen ge-
setzlich vertreten. 

 
2. Der Aufsichtsrat kann beschließen, daß ein Vorstandsmitglied einzelvertretungsbefugt 

ist, auch wenn mehrere Vorstandsmitglieder bestellt sind. Er kann ferner, einzelnen 
oder sämtlichen Vorstandsmitgliedern im Einzelfall oder generell den Abschluß von 
Rechtsgeschäften mit sich als Vertreter Dritter gestatten. 

 
 
 

IV. 
Aufsichtsrat 

 
 
§ 10  Zusammensetzung und Amtsdauer 
 
1. Der Aufsichtsrat besteht aus drei Mitgliedern. 
 
2. Die Wahl erfolgt für die Zeit bis zur Beendigung der Hauptversammlung, die über die 

Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach Beginn der Amtszeit beschließt. Hierbei 
ist das Geschäftsjahr, in dem die Wahl erfolgt, nicht mitzurechnen. Eine Wiederwahl 
ist zulässig. 

 
3. Gleichzeitig mit den ordentlichen Aufsichtsratsmitgliedern können für ein oder für 

mehrere Aufsichtsratsmitglieder Ersatzmitglieder gewählt werden. Tritt ein Ersatzmit-
glied an die Stelle des Ausgeschiedenen, so erlischt sein Amt, falls in der nächsten 
oder übernächsten Hauptversammlung nach Eintritt des Ersatzfalles eine Neuwahl für 
den Ausgeschiedenen stattfindet, mit Beendigung dieser Hauptversammlung, ande-
renfalls mit Ablauf der restlichen Amtszeit des Ausgeschiedenen. 
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4. Wird ein Aufsichtsratsmitglied anstelle eines ausscheidenden Mitglieds gewählt, so 
besteht sein Amt für den Rest der Amtsdauer des ausscheidenden Mitglieds. Soll die 
Nachwahl für ein vorzeitig ausgeschiedenes Mitglied des Aufsichtsrates das Aus-
scheiden eines nachgerückten Ersatzmitgliedes bewirken, bedarf der Beschluß über 
die Nachwahl einer Mehrheit von drei Viertel der abgegebenen Stimmen. 

 
5. Jedes Aufsichtsratsmitglied kann sein Amt unter Einhaltung einer Frist von einem 

Monat niederlegen. Die Niederlegung muß durch schriftliche Erklärung gegenüber 
dem Vorstand unter Benachrichtigung des Vorsitzenden des Aufsichtsrates erfolgen. 
Das Recht zur Amtsniederlegung aus wichtigem Grund bleibt hiervon unberührt. 

 
 
§ 11  Vorsitzender und Stellvertreter 
 
1. Der Aufsichtsrat wählt in der ersten Sitzung nach seiner Wahl aus seiner Mitte einen 

Vorsitzenden und einen Stellvertreter. Die Wahl erfolgt für die Amtsdauer der Gewähl-
ten oder einen kürzeren vom Aufsichtsrat bestimmten Zeitraum. Der Stellvertreter hat 
die Rechte und Pflichten des Vorsitzenden des Aufsichtsrates, wenn dieser verhindert 
ist. 

 
2. Scheidet der Vorsitzende oder sein Stellvertreter vorzeitig aus dem Amte aus, so hat 

der Aufsichtsrat unverzüglich eine Neuwahl für die restliche Amtszeit des Ausge-
schiedenen vorzunehmen. 

 
 
§ 12  Einberufung 
 
1. Der Aufsichtsrat soll im Regelfall einmal im Kalendervierteljahr, er muß zweimal im 

Kalenderhalbjahr einberufen werden. 
 
2. Die Sitzungen des Aufsichtsrates werden durch den Vorsitzenden des Aufsichtsrates 

mit einer Frist von 14 Tagen schriftlich einberufen. Bei der Berechnung der Frist wer-
den der Tag der Absendung der Einladung und der Tag der Sitzung nicht mitgerech-
net, In dringenden Fällen kann der Vorsitzende diese Frist angemessen verkürzen 
und mündlich, fernmündlich, fernschriftlich, telegrafisch oder mit sonstigen Telekom-
munikationsmitteln einberufen. 

 
3. Mit der Einberufung ist die Tagesordnung mitzuteilen. Ist ein Tagesordnungspunkt 

nicht ordnungsgemäß angekündigt worden, darf hierüber nur beschlossen werden, 
wenn kein Aufsichtsratsmitglied widerspricht. Abwesenden Aufsichtsratsmitgliedern 
ist in einem solchen Fall Gelegenheit zu geben, binnen einer vom Vorsitzenden zu 
bestimmenden angemessenen Frist der Beschlußfassung zu widersprechen oder ihre 
Stimme schriftlich abzugeben. Der Beschluß wird erst wirksam, wenn die abwesen-
den Aufsichtsratsmitglieder innerhalb der Frist nicht widersprochen oder wenn sie zu-
gestimmt haben. 

 
 
§ 13  Beschlußfassung 
 
1. Beschlüsse des Aufsichtsrates werden im Regelfall in Sitzungen gefaßt. Außerhalb 

von Sitzungen können auf Anordnung des Vorsitzenden des Aufsichtsrates fern-
mündlich, schriftlich, fernschriftlich, telegrafisch oder mit sonstigen Telekommunikati-
onsmitteln Beschlußfassungen erfolgen, wenn kein Mitglied diesem Verfahren inner-
halb einer vom Vorsitzenden bestimmten angemessenen Frist widerspricht. Solche 
Bestimmungen werden vom Vorsitzenden schriftlich festgestellt und allen Mitgliedern 
zugeleitet. Für Abstimmungen außerhalb von Sitzungen gelten die nachfolgenden 
Absätze 2 bis 5 entsprechend. 
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2. Der Aufsichtsrat ist beschlußfähig, wenn an der Beschlußfassung mindestens drei 
Mitglieder teilnehmen. 

 
3. Abwesende Aufsichtsratsmitglieder können an Abstimmungen des Aufsichtsrates 

dadurch teilnehmen, daß sie durch andere Aufsichtsratsmitglieder schriftliche Stimm-
abgaben überreichen lassen. 

 
4. Beschlüsse des Aufsichtsrates werden, soweit das Gesetz nicht zwingend etwas an-

deres bestimmt, mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefaßt. Bei Wah-
len genügt die verhältnismäßige Mehrheit. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des 
Vorsitzenden des Aufsichtsrates den Ausschlag; das gilt auch bei Wahlen. Nimmt der 
Vorsitzende des Aufsichtsrates an der Abstimmung nicht teil, so gibt die Stimme sei-
nes Stellvertreters den Ausschlag. Die Art und Weise der Abstimmung bestimmt der 
Vorsitzende. 

 
5. Der Aufsichtsratsvorsitzende ist ermächtigt, im Namen des Aufsichtsrates die zur 

Durchführung der Beschlüsse des Aufsichtsrates erforderlichen Willenserklärungen 
abzugeben. 

 
6. Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Aufsichtsrates sind Niederschriften an-

zufertigen, die vom Vorsitzenden zu unterzeichnen sind. 
 
 
§ 14  Geschäftsordnung 
 
Der Aufsichtsrat setzt im Rahmen von Gesetz und Satzung seine Geschäftsordnung selbst 
fest. 
 
 
§ 15  Ausschüsse 
 
1. Der Aufsichtsrat kann im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften aus seiner Mitte Aus-

schüsse bilden und ihnen in seiner Geschäftsordnung oder durch besonderen Be-
schluß Aufgaben und Befugnisse übertragen. 

 
2. Für Aufsichtsratsausschüsse gelten die Bestimmungen der § 12 Abs. 2 und 3, § 13 

Abs. 1, 3, 4, 6 sowie § 14 sinngemäß; die Geschäftsordnung des Aufsichtsrates kann 
im Rahmen des Gesetzes Abweichendes anordnen. Bei Abstimmung und bei Wahlen 
gibt im Falle der Stimmgleichheit die Stimme des Vorsitzenden des Ausschusses den 
Ausschlag. 

 
3. Von einem Aufsichtsratsausschuß beschlossene Willenserklärungen gibt im Namen 

des Ausschusses dessen Vorsitzender ab. 
 
 
§16  Auslagen, Vergütung 
 
Die Mitglieder des Aufsichtsrates erhalten neben dem Ersatz ihrer Auslagen eine Vergütung 
zuzüglich eventueller Umsatzsteuer, die von der Hauptversammlung festzusetzen ist. Die 
Gesellschaft kann auf eigene Kosten zugunsten der Aufsichtsratsmitglieder eine angemes-
sene Haftpflichtversicherung (D&O-Versicherung) abschließen. 
 
 
§17  Satzungsänderungen 
 
Der Aufsichtsrat ist befugt, Änderungen der Satzung, die nur deren Fassung betreffen, zu 
beschließen. 
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V. 
Hauptversammlung 

 
 

§ 18  Ort und Einberufung 
 
1. Die Hauptversammlung findet am Sitz der Gesellschaft oder am Sitz einer deutschen 

Wertpapierbörse statt. 
 
2. Die Hauptversammlung wird durch den Vorstand oder in den gesetzlich vorgeschrie-

benen Fällen durch den Aufsichtsrat einberufen. 
 
3. Die Einberufung muss, soweit gesetzlich keine kürzere Frist zulässig ist, mindestens 

30 Tage vor dem Tag, bis zu dessen Ablauf die Aktionäre sich zur Hauptversamm-
lung anzumelden haben, bekannt gemacht werden. 

 
4. Die Hauptversammlung, die über die Entlastung von Vorstand und Aufsichtsrat, die 

Gewinnverwendung und - soweit erforderlich - über die Feststellung des Jahresab-
schlusses beschließt (ordentliche Hauptversammlung), findet innerhalb der ersten 
acht Monate eines jeden Geschäftsjahres statt. 

 
 
§ 19 Teilnahme an der Hauptversammlung 
 
1. Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind 

nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich unter Vorlage eines Nachweises ihres 
Aktienbesitzes bei der Gesellschaft unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten 
Adresse bis zum Ablauf der gesetzlich festgelegten Mindestfrist vor der Hauptver-
sammlung anmelden.  

 
2. Der Nachweis des Aktienbesitzes ist durch Bestätigung eines zur Verwahrung von 

Wertpapieren zugelassenen Instituts zu erbringen und muß sich auf den im Gesetz 
hierfür vorgesehenen Zeitpunkt beziehen. Die Anmeldung und der Nachweis über 
den Anteilsbesitz bedürfen der Textform (§ 126b BGB) und müssen in deutscher oder 
englischer Sprache verfaßt sein. In der Einberufung können weitere Sprachen sowie 
weitere Institute, von denen der Nachweis erstellt werden kann, zugelassen werden. 

 
3. Aufsichtsratsmitglieder, die ihren Wohnsitz nicht in Deutschland haben, können durch 

Video- oder Telefonzuschaltung ihrer Teilnahmeverpflichtung nachkommen. 
 
 
§ 20 Stimmrecht 
 
1. Jede Stückaktie gewährt eine Stimme. 
 
2. Das Stimmrecht beginnt mit der vollständigen Leistung der Einlage. 
 
  
§ 21 Vorsitz in der Hauptversammlung, Bild- und Tonübertragung 
 
1. Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des Aufsichtsrates, im 

Verhinderungsfall sein Stellvertreter oder ein anderes durch den Aufsichtsrat zu be-
stimmendes Aufsichtsratsmitglied. Übernimmt kein Aufsichtsratsmitglied den Vorsitz, 
so wird der Leiter der Versammlung durch die Hauptversammlung unter Leitung des 
ältesten anwesenden Aktionärs gewählt. 

 



8 

  

2. Der Vorsitzende leitet die Versammlung. Er bestimmt die Reihenfolge, in der die Ge-
genstände der Tagesordnung verhandelt werden, die Art und Reihenfolge der Ab-
stimmungen und kann das Frage- und Rederecht des Aktionärs zeitlich angemessen 
beschränken. 

 
3.  Die Hauptversammlung kann auszugsweise oder vollständig in Bild und Ton übertra-

gen werden, wenn der Vorstand dies im Einzelfall in einer von ihm näher zu bestim-
menden Weise zulässt. 

 
 
§ 22  Beschlußfassung 
 
1. Beschlüsse der Hauptversammlung werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen 

Stimmen gefaßt, soweit nicht nach zwingenden gesetzlichen Vorschriften eine größe-
re Stimmenmehrheit erforderlich ist. Dabei gelten Stimmenthaltungen nicht als 
Stimmabgabe. 

 
2. Wird bei einer Wahl im ersten Wahlgang eine einfache Stimmenmehrheit nicht er-

reicht, so findet eine engere Wahl unter den Personen statt, denen die beiden höchs-
ten Stimmenzahlen zugefallen sind. Bei der engeren Wahl entscheidet die höchste 
Stimmenzahl, bei Stimmengleichheit das durch den Vorsitzenden der Versammlung 
zu ziehende Los. 

 
 
§ 23  Informationsübermittlung 
 
Die Gesellschaft ist berechtigt, Informationen unter Beachtung der jeweils gültigen Rechts-
vorschriften an ihre Aktionäre im Wege der Datenfernübertragung zu übermitteln. 
 
 
 

VI. 
Inhaber wesentlicher Beteiligungen 

 
 

§ 24  Mitteilungspflichten 
 
§ 27a Abs. 1 des Gesetzes über den Wertpapierhandel (WpHG) in der jeweils geltenden 
Fassung findet keine Anwendung. 

 
 
 

VII. 
Rechnungslegung und Verwendung des Bilanzgewinns 

 
 
§ 25  Jahresabschluß 
 
1. Der Vorstand hat innerhalb der gesetzlichen Fristen den Jahresabschluß (Bilanz 

nebst Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang) und den Lagebericht aufzustellen 
und dem Abschlußprüfer vorzulegen. Unverzüglich nach Eingang des Prüfungsbe-
richts des Abschlußprüfers hat der Vorstand den Jahresabschluß, den Lagebericht 
des Vorstandes und den Prüfungsbericht des Abschlußprüfers dem Aufsichtsrat mit 
einem Vorschlag über die Verwendung des Bilanzgewinnes vorzulegen. 
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2. Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluß, den Lagebericht des Vorstandes und den 
Vorschlag für die Verwendung des Bilanzgewinns zu prüfen und über das Ergebnis 
seiner Prüfung schriftlich an die Hauptversammlung zu berichten. Er hat seinen Be-
richt innerhalb eines Monats, nachdem ihm die Vorlagen zugegangen sind, dem Vor-
stand zuzuleiten. Billigt der Aufsichtsrat nach Prüfung den Jahresabschluß, ist dieser 
festgestellt. 

 
3. Unverzüglich nach Eingang des Berichts des Aufsichtsrates hat der Vorstand die or-

dentliche Hauptversammlung einzuberufen. Der Jahresabschluß, der Lagebericht des 
Vorstandes, der Bericht des Aufsichtsrates und der Vorschlag des Vorstandes für die 
Verwendung des Bilanzgewinns sind von der Einberufung an in den Geschäftsräu-
men der Gesellschaft zur Einsicht der Aktionäre auszulegen. 

 
 
§ 26 Rücklagen 
 
1. Stellen Vorstand und Aufsichtsrat den Jahresabschluß fest, so können sie Beträge bis 

zur Hälfte des Jahresüberschusses in andere Gewinnrücklagen einstellen; sie sind 
darüber hinaus ermächtigt, weitere Beträge bis zu einem Viertel des Jahresüber-
schusses in andere Gewinnrücklagen einzustellen, wenn die anderen Gewinnrückla-
gen die Hälfte des Grundkapitals nicht übersteigen oder soweit sie nach der Einstel-
lung die Hälfte des Grundkapitals nicht übersteigen würden. 

 
2. Stellt die Hauptversammlung den Jahresabschluß fest, so ist die Hälfte des Jahres-

überschusses in andere Gewinnrücklagen einzustellen.  
 
3. Bei der Errechnung des gemäß Abs. 1 oder 2 in andere Gewinnrücklagen einzustel-

lenden Teils des Jahresüberschusses sind Beträge, die in die gesetzliche Rücklage 
einzustellen sind und ein Verlustvortrag vorab abzuziehen. 

 
 
§ 27 Verwendung des Bilanzgewinns 
 
Die Hauptversammlung beschließt über die Verwendung des sich aus dem festgestellten 
Jahresabschluß ergebenden Bilanzgewinns. Sie kann auch eine andere Verwendung be-
stimmen, als in § 58 Abs. 3 S. 1 des Aktiengesetzes vorgesehen. 

 
 
 

VIII. 
Schlußbestimmungen 

 
 
§ 28 Gründungsaufwand 
 
Die Gesellschaft trägt den Gründungsaufwand bis zur maximalen Höhe von 50.000,00 DM 
(in Worten: fünfzigtausend Deutsche Mark). 
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Ich bescheinige, dass die geänderten Bestimmungen der Satzung mit 
den Beschlüssen der Hauptversammlung vom 17. Juni 2015 über die 
Änderung der Satzung und die unveränderten Bestimmungen mit dem 
zuletzt zum Handelsregister eingereichten vollständigen Wortlaut der 
Satzung übereinstimmen. 
 
Berlin, den 22. Juni 2015 

 
 
 
 

                  
                 L.S. 

 

gez. Arnold 
(Arnold) 
Notarin 

 
 
 

 

 


